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Beschlussprotokoll 
über die 4. Plenarsitzung der Landessynode 

am Samstag, den 13. Juni 2026 
 
 
 
 
 

Beginn der Sitzung: 08:56 Uhr 
Ende der Sitzung: 15:15 Uhr 
 
Die Sitzung ist unterbrochen von 11:34 Uhr bis 12:07 Uhr und von 
 12:57 Uhr bis 14:00 Uhr. 
 
Schriftführerin: Die Synodale Urban 
 
Zu Beginn der Sitzung sind 45 Synodale anwesend; die Synode ist somit gem. § 77 Abs. 1 KV  
i. V. m. § 27 Abs. 1 Nr. 2 GO beschlussfähig. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Sitzung. 
 
Punkt 01 der Tagesordnung: Grußworte der Gäste 
 
Es wurden keine Grußworte angemeldet. 
 
 
Punkt 02 der Tagesordnung: Genehmigung der Niederschrift über die 3. Plenarsitzung 
 
Die Genehmigung des Beschlussprotokolls entfällt gemäß dem Beschluss vom 10.06.2026 unter 
Tagesordnungspunkt 07. 
 
 
Punkt 03 der Tagesordnung: Bericht der Kirchenpräsidentin 
 
Voten der Ausschüsse 
 
Für den Ausschuss für Recht, Kirchenordnung und Gleichstellung berichtet Synodale Altvater-
Riedl. 
 
Der Ausschuss nimmt den Bericht wohlwollend zur Kenntnis. 
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Für den Ausschuss für Theologie, Verkündigung, Kirchenmusik und Öffentliche Verantwortung 
berichtet Synodale Beyerle. 
 
Der Ausschuss nimmt den Bericht einstimmig zur Kenntnis. 
 
Für den Ausschuss für Jugend, Schule und Bildung berichtet Synodale Heintz. 
 
Der Ausschuss nimmt den Bericht wohlwollend zur Kenntnis. 
 
Für den Ausschuss für Diakonie, Seelsorge, Mission und Ökumene berichtet Synodale Gundacker. 
 
Der Ausschuss nimmt den Bericht wohlwollend zur Kenntnis. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss nimmt den Bericht wohlwollend zur Kenntnis. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Wortmeldungen ergeben sich keine. 
 
 
Punkt 04 der Tagesordnung: Mittelfristige Finanzplanung für die Evangelische Kirche der Pfalz  
 (Protestantische Landeskirche) für die Haushaltsjahre  
 2027 bis 2032 
 
Synodalpräsident Lorenz schlägt vor, wie folgt zu verfahren: 
 
Zunächst soll es eine allgemeine Einführung durch Oberkirchenrätin Danz geben. Danach folgen 
die Beratung und Abstimmung der Einzelmaßnahmen und zum Schluss wird die Mittelfristige 
Finanzplanung im Gesamten abgestimmt. 
 
Gegen diese Verfahrensweise erhebt sich kein Widerspruch. 
 
Oberkirchenrätin Danz führt in den Tagesordnungspunkt ein. 
 
Rückfragen ergeben sich keine. 
 
Aufruf der Anlage 3 – Beschlussvorschläge Maßnahmen und Projekte 
 
8. Anstehende Veränderungen, noch zu beschließen 
 
8.1 „Blessed.Pfalz – Segensbüro“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für das Segensbüro werden für die Haushaltsjahre 2027 und 2028 zwei Projektstellen (A 13/A 14 
PfBesG, bzw. LBesO A 13/ A 14 bzw. EG 12/13) sowie für den Geschäftsaufwand 369.000 € (2027) 
und 376.500 € (2028) zur Verfügung gestellt. 
 
Dieser Beschluss wurde bereits auf der Plenarsitzung am 11.06.2026 gefasst und ist somit erledigt. 
 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 
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8.2 „Philippus“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für das bis voraussichtlich 2028 in der gesamten Landeskirche ausgerollte 
Mitgliederkommunikationsprojekt werden für das Haushaltsjahr 2027 719.00 € und für das 
Haushaltsjahr 2028 739.000 € zur Verfügung gestellt. 
 
Dieser Beschluss wurde bereits auf der Plenarsitzung am 10.06.2026 gefasst und ist somit 
erledigt. 
 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 
 
 
8.3 „Protestationsjubiläum 1529-2029“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für die Vorbereitung und Durchführung des Protestationsjubiläums 1529 werden im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung für die Haushaltsjahre 2027, 2028 und 2029 jeweils Mittel in Höhe 
von 50.000 € veranschlagt. 
Die Mittel dienen sowohl der konzeptionellen und organisatorischen Vorbereitung des Jubiläums 
als auch der Durchführung zentraler und dezentraler Veranstaltungsformate im Jubiläumsjahr 
2029. 
 
Oberkirchenrat Dr. Müller erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Eine Rückfrage wird von Oberkirchenrat Dr. Müller beantwortet. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss empfiehlt der Landessynode einstimmig, von einer gesonderten 
Mittelbereitstellung abzusehen. Das Jubiläum soll nach Auffassung des Ausschusses dennoch in 
geeigneter Form gewürdigt werden; dafür können bei Bedarf Mittel aus dem laufenden Haushalt 
herangezogen werden. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Da das Votum des Ausschusses für Finanzen weiter geht als der Beschlussvorschlag, wird dieses 
zur Abstimmung gestellt. Die Synode stimmt dem Votum des Ausschusses für Finanzen 
mehrheitlich bei 41 Ja-Stimmen und acht Nein-Stimmen zu. 
 
 
8.4 „Einführung neues Gesangbuch zum 1. Advent 2028“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Landeskirche unterstützt die Einführung des neuen Gesangbuches zum 1. Advent 2028 mit 
einem Zuschuss in Höhe von 50% der anfallenden Kosten. Dafür werden für das Jahr 2028 im 
Haushalt Mittel in Höhe von 977.500 € eingestellt. 
 
Oberkirchenrat Jäckle erläutert die Beschlussvorlage. 
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Rückfragen ergeben sich keine. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss empfiehlt der Landessynode einstimmig, hierfür keine gesonderten Mittel 
einzustellen. Angesichts rückgehender Gottesdienstbesucherzahlen erscheint eine Finanzierung 
der Gesangbücher durch die Kirchengemeinden grundsätzlich tragbar zu sein.; zugleich ist zu 
erwarten, dass Gemeinden künftig verstärkt auf digitale Gesangbücher, Beamerlösungen oder 
vergleichbare Formate zurückgreifen. Kritisch hinterfragt der Ausschuss zudem, ob bei insgesamt 
weniger werdenden Gottesdiensten an jeder Gottesdienststätte weiterhin eigene Exemplare etwa 
von Orgelliteratur vorgehalten werden müssen. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Da das Votum des Ausschusses für Finanzen weiter geht als der Beschlussvorschlag, wird dieses 
zur Abstimmung gestellt. Die Synode stimmt dem Votum des Ausschusses für Finanzen 
mehrheitlich bei 41 Ja-Stimmen, fünf Nein-Stimmen und zwei Enthaltungen zu. 
 
 
8.5 „Fertigstellung der Trauagende (digital)“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Landeskirche stellt im Doppelhaushalt 2027/2028 zur Fertigstellung der neuen Trauagende 
100.000 € bereit. Davon werden 30.000 € für das Jahr 2027 und 70.000 € für das Jahr 2028 
veranschlagt. 
 
Oberkirchenrat Jäckle erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen werden von Pfarrerin Anja Behrens beantwortet. 
 
Hinsichtlich neuer Erkenntnisse durch Pfarrerin Anja Behrens, beantragt Oberkirchenrat Jäckle, 
die Mittel von 100.000 € auf 50.000 € zu reduzieren. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss sieht viele ungeklärte Fragen bezüglich des digitalen Tools. Sofern keine 
vertraglichen Verpflichtungen bestehen, empfiehlt der Ausschuss einstimmig die Mittel nicht 
einzustellen. 
 
Da neue Erkenntnisse vorliegen, schlägt Synodalpräsident Lorenz vor, die Beschlussvorlage 
innerhalb des Tagesordnungspunktes zu einem späteren Zeitpunkt aufzurufen. So ist der 
Ausschuss für Finanzen in der Lage, ein Votum über den neuen Beschlussvorschlag zu fassen. 
 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 
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8.6 „Förderung klimaneutrale Heizungen“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für die Einführung einer landeskirchlichen Förderung für die Umstellung einer fossilen Heizung 
auf eine Wärmepumpe in Gemeindehäusern und Pfarrhäusern bzw. Installation einer 
strombasierten und körpernahen Heizung in Kirchen stellt die Landeskirche in den kommenden 
Jahren folgende Mittel bereit: 
 
Klimaneutrale Heizungen, Investitionsförderung für Wärmepumpen (WP)  
und körpernahe Heizung Kirche (KNUT) 

 2027 2028 2029 2030 
Investitionszuschuss WP für 10-20 GH/PH pro Jahr 110.000 110.000 110.000 110.000 

Förderung Planungsleistungen für Umstieg auf WP 15.000 25.000 25.000 
Förderung KNUT für ca. 10 Kirchen pro Jahr 50.000 50.000 50.000 50.000 
Summe 160.000 175.000 185.000 185.000 

 
Oberkirchenrat Jäckle erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen ergeben sich keine. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss empfiehlt einstimmig keine Mittel einzustellen. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Da das Votum des Ausschusses für Finanzen weiter geht als der Beschlussvorschlag, wird dieses 
zur Abstimmung gestellt. Die Synode stimmt dem Votum des Ausschusses für Finanzen 
mehrheitlich bei 45 Ja-Stimmen, drei Nein-Stimmen und einer Enthaltung zu. 
 
 
8.7 „Kita als Zukunftsort von Kirche – Profil, Qualität, Wirkung“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für das Projekt „Kita als Zukunftsort von Kirche – Profil, Qualität, Wirkung“ stellt die Landeskirche 
in den Jahren 2027 bis 2030 jeweils pro Jahr 80.000 € bereit. 
 
Oberkirchenrat Jäckle erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen werden von Oberkirchenrat Jäckle beantwortet. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Vor dem Hintergrund der fehlenden Rahmenvereinbarung und der ohnehin angespannten 
personellen Lage in den Kindertagesstätten hält der Ausschuss die Auflage weiterer Projekte in 
diesem Bereich derzeit nicht für angezeigt. Er empfiehlt der Landessynode daher einstimmig, 
hierfür keine Mittel einzustellen. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
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Da das Votum des Ausschusses für Finanzen weiter geht als der Beschlussvorschlag, wird dieses 
zur Abstimmung gestellt. Die Synode stimmt dem Votum des Ausschusses für Finanzen 
mehrheitlich bei 43 Ja-Stimmen, zwei Nein-Stimmen und einer Enthaltung zu. 
 
 
8.8 „Künftige Finanzierung der Migrationsarbeit“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Sondermittel der Landessynode für die Migrationsarbeit des Diakonischen Werkes Pfalz 
werden in 3 Schritten gestuft abgebaut: 

• Für die Jahre 2029-2031 auf 750.000 € pro Jahr 
• Für die Jahre 2032-2035 auf 360.000 € pro Jahr 
• Ab dem Jahr 2036 fallen keine Synodenmittel mehr an. 

 
Diese drei Stufen ermöglichen, den Rückbau kontrolliert und sozialverträglich zu gestalten, um so 
betriebsbedingte Kündigungen möglichst zu vermeiden. 
Sollten die staatlichen Zuschüsse zur Refinanzierung der Beratungsdienste gekürzt oder 
gestrichen werden, muss der Rückbau entsprechend früher erfolgen. 
 
Oberkirchenrat Jäckle erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen werden von Oberkirchenrat Jäckle und Landesdiakoniepfarrer Bähr beantwortet. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass die Mittel für die Jahre 2027 und 2028 gesichert sind. 
Zugleich empfiehlt der Ausschuss der Landessynode einstimmig, das Diakonische Werk zu bitten, 
bis zur nächsten mittelfristigen Finanzplanung eine genaue Einzelkostenaufstellung vorzulegen. 
Ziel ist es, auf dieser Grundlage einen möglichst zeitnahen und geordneten Ausstieg aus der 
synodalen Finanzierung zu ermöglichen. Darüber hinaus empfiehlt der Ausschuss der 
Landessynode, für die Jahre 2029 bis 2031 jährlich 360.000 Euro einzustellen. In diesem 
Zusammenhang bittet der Ausschuss die Landessynode, der nachfolgenden Synode zu 
empfehlen, diese Mittel mit einem Sperrvermerk zu versehen. 
 
Für den Ausschuss für Diakonie, Seelsorge, Mission und Ökumene berichtet Synodale Bruhn. 
 
Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, noch bis einschließlich 2035 Sondermittel in der genannten 
Höhe für die Migrationsarbeit des Diakonischen Werks zu bewilligen. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Im Zuge der Aussprache, schlägt Landesdiakoniepfarrer Bähr vor, die Sondermittel der 
Landessynode für die Migrationsarbeit des Diakonischen Werkes Pfalz für die Jahre 2029 bis 2031 
von ursprünglich 750.000 Euro auf 500.000 Euro und für die Jahre 2032 bis 2035 von 
ursprünglich 360.000 Euro auf 300.000 Euro zu reduzieren. 
 
Da Landesdiakoniepfarrer Bähr berufen und somit nicht antragsberechtigt ist, erfolgt eine Klärung 
ob sich ein Mitglied der Synode den Vorschlag des Landesdiakoniepfarrers Bähr zu eigen macht 
und diesen als Antrag in die Synode einbringt. 
 
Es folgt ein geändertes Votum des Ausschusses für Finanzen. 
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Unter der Voraussetzung, dass das Diakonische Werk Pfalz bis 2028 der Synode eine Einzel-
Kostenaufstellung vorlegt, empfiehlt der Ausschuss für Finanzen einstimmig, den von 
Landesdiakoniepfarrer Albrecht Bähr vorgeschlagenen Kompromiss für die Jahre 2029 bis 2031 
jährlich 500.000 Euro an Mitteln zur Verfügung zu stellen, anzunehmen. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Synodaler Dr. Niendorf teilt als Vorsitzender des Ausschusses für Diakonie, Seelsorge, Mission 
und Ökumene mit, dass sich der Ausschuss dem geänderten Votum des Ausschusses für 
Finanzen anschließt. 
 
Die Synode stimmt dem geänderten Votum des Ausschusses für Finanzen mehrheitlich bei 46 Ja-
Stimmen und einer Enthaltung zu. 
 
 
8.5 „Fertigstellung der Trauagende (digital)“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Landeskirche stellt im Doppelhaushalt 2027/2028 zur Fertigstellung der neuen Trauagende 
100.000 € bereit. Davon werden 30.000 € für das Jahr 2027 und 70.000 € für das Jahr 2028 
veranschlagt. 
 
Es liegt ein geändertes Votum des Ausschusses für Finanzen vor. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss empfiehlt insgesamt die Bereitstellung der Mittel in Höhe von zweimal 25.000 
Euro (insgesamt 50.000 Euro) für die Jahre 2027 und 2028. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Wortmeldungen ergeben sich keine. 
 
Die Synode stimmt dem geänderten Votum des Ausschusses für Finanzen mehrheitlich bei 41 Ja-
Stimmen, drei Nein-Stimmen und drei Enthaltungen zu. 
 
 
 
8.9 „Maximal gemeinsam – Kooperation der Predigerseminare“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Zur Umsetzung des Projekts „Maximal gemeinsam – Kooperation der Predigerseminare“ sollen im 
Haushalt 2027/2028 Mittel in Höhe von jährlich 70.000 € veranschlagt werden. 
 
Oberkirchenrätin Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen ergeben sich keine. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss empfiehlt einstimmig die Einstellung der Mittel. 



8 

Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Wortmeldungen ergeben sich keine. 
 
Die Synode stimmt der Beschlussvorlage mehrheitlich bei 42 Ja-Stimmen, einer Nein-Stimme 
und einer Enthaltung zu. 
 
 
8.10 „Fachhochschule Ludwigshafen“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für den Rückbau und die Investition in eine neu zu errichtende Immobilie in Ludwigshafen am 
Rhein, Maxstrasse 29-31 a, werden 4 Mio. € im Haushaltsjahr 2027 eingeplant. 
 
Oberkirchenrätin Danz erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen ergeben sich keine. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss stellt fest, dass dem Beschlussvorschlag bereits im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung 2025-2030 zugestimmt wurde. Aufgrund verschiedener Verzögerungen sollen 
diese 2027 abgerufen werden. Bei dem Erwerb handelt es sich um einen Aktiv-Tausch. Der 
Erwerb von Eigentumsanteilen ist eine Umschichtung des Anlagevermögens von 
festverzinslichen Wertpapieren in eine Immobilienanlage. 
Der Ausschuss empfiehlt der Synode einstimmig die Einstellung der Mittel. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Wortmeldungen ergeben sich keine. 
 
Die Synode stimmt der Beschlussvorlage mehrheitlich bei 46 Ja-Stimmen und einer Enthaltung 
zu. 
 
 
8.11 „Arbeitsschutz/Arbeitsmedizin/Gesundheitsmanagement“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben in den Bereichen arbeitsmedizinische und 
sicherheitstechnische Betreuung, Prüfpflichten und zur Ausübung der Kontrollpflichten werden 
für die Jahre 2027 – 2032 folgende Mittel bereitgestellt: 
 
  2027 2028 2029 2030 2031 2032 

Künftiger Bedarf: 869.000 €  911.000 €  965.000 €  1.024.000 €  1.088.000 €  1.156.000 €  

Ansatz bisher: 498.000 €  498.000 €  498.000 €  498.000 €  498.000 €  498.000 €  

Mehrbedarf: 371.000 €  413.000 €  467.000 €  526.000 €  590.000 €  658.000 €  

 
Der Mehrbedarf 2025 in ähnlicher Höhe konnte durch Haushaltsreste gedeckt werden. Für den 
Mehrbedarf 2026 bedurfte es eines separaten Beschlusses der Kirchenregierung. 
 
In den zurückliegenden Jahren wurden (incl. Diak. Werk) folgende Beträge verausgabt: 
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2025 2024 2023 2022 2021 
   785.000 €     218.000 €     455.000 €   312.000 €  341.000 

 
Diese Kostenplanungen beruhen auf der derzeitigen Struktur unserer Landeskirche. Im Rahmen 
des Prozesses #kirche.mutig.machen. ergeben sich grundlegende Veränderungen, die zu 
Einsparungen führen werden. Deren Höhe lässt sich erst im Rahmen der nächsten mittelfristigen 
Finanzplanung im Jahr 2028 konkretisieren. 
 
Oberkirchenrätin Wilhelm erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen ergeben sich keine. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss empfiehlt der Synode den LKR zu bitten, den Anteil der für die Kitas anfallenden 
Kosten mit in die Verhandlungen zur Rahmenvereinbarung aufzunehmen. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Wortmeldungen ergeben sich keine. 
 
Die Synode stimmt der Beschlussvorlage unter Berücksichtigung des Votums des Ausschusses 
für Finanzen einstimmig zu. 
 
 
8.12 „Kosten der Informationstechnologie (incl. den IT-Kosten für die zentrale 
Gehaltsabrechnungsstelle)“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Um die Kostensteigerungen im Bereich der Informationstechnologie (incl. der zentralen 
Gehaltsabrechnungsstelle) aufzufangen, werden folgende zusätzliche Mittel zur Verfügung 
gestellt: 
 
 

2027 58.000 € 
2028 213.000 € 
2029 328.000 € 
2030 503.000 € 
2031 687.000 € 
2032 862.000 € 

 
Im laufenden Haushaltsjahr 2026 werden für die unten genannten Bereiche ca. 2,8 Mio. Euro 
verausgabt. Diese verteilen sich über verschiedene Unterabschnitte im gesamten Haushalt der 
Landeskirche. 
 
Diese Kostenplanungen beruhen auf der derzeitigen Struktur unserer Landeskirche. Im Rahmen 
des Prozesses #kirche.mutig.machen. ergeben sich grundlegende Veränderungen, die zu 
Einsparungen führen werden. Deren Höhe lässt sich erst m Rahmen der nächsten mittelfristigen 
Finanzplanung im Jahr 2028 konkretisieren. 
 
Oberkirchenrätin Wilhelm erläutert die Beschlussvorlage. 
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Eine Rückfrage wird von Oberkirchenrätin Wilhelm beantwortet. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Die Kostenplanungen beruhen auf der derzeitigen Struktur der Landeskirche. Durch den 
Transformationsprozess sind in diesem Bereich Einsparungen möglich. Deren Höhe lässt sich  
erst im Rahmen der nächsten mittelfristigen Finanzplanung im Jahr 2028 konkretisieren. Der 
Finanzausschuss empfiehlt der Synode einstimmig den LKR zu bitten, die Möglichkeit von 
OpenSource Software zu prüfen, um künftige Abo-Kosten so gering wie möglich zu halten. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Die Synode stimmt der Beschlussvorlage unter Berücksichtigung des Votums des Ausschusses 
für Finanzen mehrheitlich bei 46 Ja-Stimmen und einer Enthaltung zu. 
 
 
8.13 „Umstellungskosten #kirche.mutig.machen.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Landessynode nimmt zustimmend zur Kenntnis, dass für die Umsetzung der Maßnahmen und 
Beschlüsse aus dem Transformationsprozess #kirche.mutig.machen. Kosten entstehen, die Höhe 
der Kosten steht gegenwärtig noch nicht fest. 
 
Oberkirchenrätin Danz erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Rückfragen werden von Oberkirchenrätin Danz beantwortet. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss empfiehlt der Synode einstimmig die Kenntnisnahme. Eventuell liegen bis zur 
nächsten Haushaltsplanung nähere Zahlen vor. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Wortmeldungen ergeben sich keine. 
 
Die Synode nimmt die Beschlussvorlage mehrheitlich bei 46 Ja-Stimmen, einer Nein-Stimme und 
einer Enthaltung zustimmend zur Kenntnis. 
 
 
Gesamtabstimmung über die Mittelfristige Finanzplanung für die Haushaltsjahre 2027 bis 2032 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss stimmt der mittelfristigen Finanzplanung mit den beschriebenen Empfehlungen 
einstimmig zu. Der Ausschuss verweist nochmals ausdrücklich auf die angespannte 
Haushaltslage. Vor diesem Hintergrund sind Einsparungen dringend erforderlich. Ausgaben, die 
über gesetzliche Verpflichtungen hinausgehen, können künftig nicht mehr beziehungsweise nur 
noch in sehr begrenztem Umfang verantwortet werden. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
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Die Landessynode nimmt die mittelfristige Finanzplanung für die Evangelische Kirche der Pfalz 
(Prot. Landeskirche) mit den unter Ziffer 8 der Anlage 3 beschlossenen Änderungen für die 
Haushaltsjahre 2027 bis 2032 zustimmend zur Kenntnis. 
 
Dieser Beschluss ergeht einstimmig. 
 
 
Punkt 05 der Tagesordnung: Bericht über die Tätigkeit der Bezirkssynoden in der Zeit vom  
 16. September 2025 bis 15. März 2026 
 
Der Bericht liegt den Synodalen schriftlich vor. 
 
Synodaler Schäfer nimmt eine Ergänzung des Berichts zur Tagung der Bezirkssynode Bad 
Dürkheim-Grünstadt am 28.02.2026 vor. 
 
Die Landessynode nimmt den Bericht über die Tätigkeit der Bezirkssynoden vom 16. September 
2025 bis 15. März 2026 zur Kenntnis. 
 
 
Punkt 06 der Tagesordnung: Bericht über die Erledigung der an die Landessynode gebrachten  
 Anträge 
 
Der Bericht liegt den Synodalen schriftlich vor. 
 
 
Antrag Nr. 20/2022/I der Bezirkssynode An Alsenz und Lauter vom 25.03.2022 
Betreff: Ausbildung Popularmusik 
 
Der Antrag ist nicht erledigt. 
 
Antrag Nr. 29/2022/I des Synodalen Croissant u. a. vom 18.05.2022 
Betreff: Zukunftsfähigkeit der Strukturen kirchenmusikalischer Arbeit 
 
Der Antrag ist nicht erledigt. 
 
Antrag Nr. 42/2024/I der Synodalen Seel u. a. vom 05.06.2024 
Betreff: Verstärkung der Ehrenamtlichen im Bereich der Lektor*innen und Prädikant*innen 
 
Der Antrag ist nicht erledigt. 
 
Antrag Nr. 51/2025/II des Synodalen Stetzenbach vom 21.11.2025 
Betreff: Kirchenbild der Zukunft 
 
Der Antrag ist nicht erledigt. 
 
Antrag Nr. 52/2025/II des Synodalen Zoller vom 21.11.2025 
Betreff: Die Landessynode möge die Kirchenregierung damit beauftragen, ein weiteres 
Rechtsgutachten bei dem Kirchenrechtlichen Institut der EKD in Auftrag zu geben, das parallel 
zum Stellungnahmeverfahren der Kirchenbezirke und Kirchengemeinden, eine 
verfassungsrechtliche Einordnung der Verlagerung der Körperschaft des öffentlichen Rechts von 
den Kirchengemeinden auf künftig vier Dekanate vornimmt. 
 
Der Antrag ist nicht erledigt. 
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Antrag Nr. 54/2025/II der Synodalen Urban vom 21.11.2025 
Betreff: Erstellung eines Gutachtens zur Strukturänderung im Bereich der Kirchengemeinden 
durch das Kirchenrechtliche Institut der EKD in Göttingen 
 
Der Antrag ist nicht erledigt. 
 
 
Antrag Nr. B 2/2025/II der Bezirkssynode Bad Dürkheim-Grünstadt vom 01.11.2025 
Betreff: Wahrung Körperschaftsrechte und Selbstständigkeit der Kirchengemeinden 
 
Der Antrag ist nicht erledigt. 
 
 
Punkt 07 der Tagesordnung: Anträge 
 07.1 der Bezirkssynoden 
 07.2 der Landessynodalen 
 
07.1 Anträge der Bezirkssynoden 
 
Antrag Nr. B1/2026/I der Bezirkssynode Germersheim vom 13.03.2026 
Betreff: „Nahe Verwandte“ in Presbyterien 
 
Die Landessynode möge beschließen: 
 
„Die Bezirkssynode Germersheim bittet die Landessynode, den grundsätzlichen Ausschluss 
„naher Verwandter“ aus den Presbyterien zu überdenken. Gerade im Presbyterium als 
Arbeitsebene der gemeindlichen Arbeit sollte die generationenübergreifende Zusammenarbeit 
gefördert werden. Sinnvoller wäre eine Begrenzung dergestalt, dass „nahe Angehörige“ im Sinne 
der Wahlordnung z.B. höchstens ein Drittel der gewählten Mitglieder eines Presbyteriums bilden 
dürfen.“ 
 
Für den Ausschuss für Theologie, Verkündigung, Kirchenmusik und öffentliche Verantwortung 
berichtet Synodale Beyerle. 
 
Der Ausschuss empfiehlt der Synode die Zustimmung zum Prüfantrag entsprechend des Votums 
des Ausschusses für Recht, Kirchenordnung und Gleichstellung. Die Abstimmung erfolgte 
einstimmig. 
 
Für den Ausschuss für Recht, Kirchenordnung und Gleichstellung berichtet Synodale Altvater-
Riedl. 
 
Der Ausschuss empfiehlt der Landessynode unter Aufgreifen des Antrags der Bezirkssynode 
Germersheim die gleichzeitige Mitgliedschaft von Angehörigen im Presbyterium so neu zu regeln, 
dass nahe Verwandte zwar gleichzeitig Mitglieder im Presbyterium sein können, aber ihre Zahl 
nicht mehr als ein Drittel der Mitglieder des Presbyteriums sein darf. Der Landeskirchenrat wird 
beauftragt, die Vorlage einer entsprechenden gesetzlichen Regelung noch innerhalb dieser 
Legislaturperiode vorzulegen. 
Diese Empfehlung wird mit sieben Ja-Stimmen und einer Enthaltung gefasst. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Die Synode stimmt dem Antrag unter Berücksichtigung des Votums des Ausschusses für Recht, 
Kirchenordnung und Gleichstellung mehrheitlich bei 38 Ja-Stimmen und vier Nein-Stimmen zu. 
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Antrag Nr. B2/2026/I der Bezirkssynode Neustadt vom 09.05.2026 
Betreff: Prüfauftrag Seelsorge 
 
Die Landessynode möge beschließen: 
„Die Landessynode möge einen Prüfauftrag erteilen, dass die im Eckpunktepapier zum 
Priorisierungsprozess vorgeschlagene Umsetzung der Vorgaben für die Seelsorge, insbesondere 
die Krankenhausseelsorge, zeitnah theologisch überprüft und Alternativen für die Umsetzung der 
Vorgaben benannt werden. Das Projektteam des Landeskirchenrates soll mit Beuaftragten des 
Konventes gemeinsam theologisch verantwortbare Lösungsszenarien entwickeln, die dem Profil 
der Krankenhausseelsorge als einem qualifizierten und verlässlichen Dienst in einer künftigen 
Struktur weiterhin entsprechen.“ 
 
Für den Ausschuss für Diakonie, Seelsorge, Mission und Ökumene berichtet Synodale Bruhn. 
 
Der Ausschuss unterstützt einstimmig den Antrag und bittet die Synode, einen Prüfauftrag zu 
erteilen. 
 
Für den Ausschuss für Theologie, Verkündigung, Kirchenmusik und öffentliche Verantwortung 
berichtet Synodale Beyerle. 
 
Der Ausschuss empfiehlt der Synode einstimmig die Ablehnung des Antrages. Die Abstimmung 
erfolgte einstimmig. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Die Synode lehnt den Antrag mehrheitlich bei 13 Ja-Stimmen, 27 Nein-Stimmen und zwei 
Enthaltungen ab. 
 
 
07.2 Anträge der Landessynodalen 
 
Antrag Nr. 55/2026/I der Synodalen Janke, Silbernagel, Zoller, Ihlenfeld, Hoffmann, Rinck vom 
26.05.2026 
Betreff: Entscheidung zur Zukunft des ETGA Annweiler 
 
Der Antrag wurde bereits im Rahmen der Verhandlung des Tagesordnungspunktes 03 
„Entscheidung zur Zukunft des Evangelischen Trifels-Gymnasiums Annweiler (ETGA)“ am 
Donnerstag, den 11. Juni 2026 behandelt und ist erledigt. 
 
 
Antrag Nr. 56/2026/I der Synodalen Wölfling, Bruhn, Dunkel-Hirmer, Trautwein vom 08. Juni 
2026 
Betreff: Errichtung einer strukturierten Ehrenamtsförderung/Ehrenamtsakademie 
 
Die Landessynode möge beschließen: 
 
„Dass im Rahmen des Transformationsprozesses auch eine gezielte Struktur der 
Ehrenamtsförderung und -unterstützung aufgebaut wird. 
Zweck und Ziel dieser Förderung ist die Ausbildung, Schulung und Unterstützung der 
Ehrenamtlichen bei den vielfältigen und verantwortungsvollen Aufgaben, die im Rahmen des 
Transformationsprozesses auf diese zukommen. Die Unterstützung soll zentral und regional 
aufgebaut sein. Schulungsangebote bereithalten, aber auch qualifizierte Ansprechpartner*innen in 
den Dekanaten und Regionen vorhalten. 
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Jede/r Ehrenamtliche/r sollte wissen, wo sie/er sich bei einer Fragestellung oder einem Problem 
hinwenden kann und Unterstützungsangebote findet. Mögliche Kooperationen mit anderen 
Landeskirchen sind auszuloten und zu klären. 
 
Für den Ausschuss für Finanzen berichtet Synodaler Stetzenbach. 
 
Der Ausschuss regt an, die Intention des Antrags an die Koordinierungsgruppen weiterzugeben. 
Das Votum erfolgt einstimmig. 
 
Für den Ausschuss für Jugend Schule und Bildung berichtet Synodale Heintz. 
 
Der Ausschuss empfiehlt den vorgelegten Antrag der Synode einstimmig zur Annahme. 
 
Für den Ausschuss für Theologie, Verkündigung, Kirchenmusik und öffentliche Verantwortung 
berichtet Synodale Beyerle. 
 
Der Ausschuss unterstützt das Anliegen, die Förderung des Ehrenamts gezielt 
weiterzuentwickeln, die vorhandenen Angebote zu bündeln und Strategien zu entwickeln, wie 
diese künftig auch regional zu verorten sind. Die Abstimmung erfolgte einstimmig. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Die Synode stimmt dem Antrag mehrheitlich bei 39 Ja-Stimmen, einer Nein-Stimme und einer 
Enthaltung zu. 
 
 
Antrag Nr. 57/2026/I der Synodalen Friedewald, Jungbär, Dernberger vom 12.06.2026 
Betreff: Kinder- und Jugendarbeit im Transformationsprozess 
 
Die Landessynode möge beschließen: 
 
„Der Landeskirchenrat wird beauftragt, im Rahmen des laufenden Transformationsprozesses 
#kirche.mutig.machen. alle strukturverändernden und strukturerhaltenden Entscheidungen und 
Maßnahmen so zu entwerfen, dass sie die Teilhabe und Sichtbarkeit von Kindern, Jugendlichen 
und jungen Menschen sowie die Zukunftsfähigkeit der Evangelischen Jugend stärken. 
 
Der Landeskirchenrat als übergeordnete Prüfstelle, die jeweils verantwortlichen kirchenleitenden 
Gremien ebenso wie alle Themen- und Koordinierungsgruppen werden gebeten, die 
Perspektiven junger Menschen frühzeitig einzubeziehen und die Belange der landeskirchlichen 
Kinder- und Jugendarbeit als Querschnittsaufgabe zu behandeln. 
 
Für den Ausschuss für Jugend, Schule und Bildung berichtet Synodale Heintz. 
 
Der Ausschuss dankt für den vorliegenden Antrag und macht sich diesen einstimmig zu eigen. In 
allen Berichten der Themen- und Koordinierungsgruppen ist eine Prüfung der 
Querschnittsaufgabe Kinder- und Jugendarbeit durchzuführen. Dabei sollen die Chancen und 
Herausforderungen im Blick auf die Kinder- und Jugendarbeit in den weiteren Schritten des 
Transformationsprozesses herausgearbeitet und sichtbar werden. 
 
Synodalpräsident Lorenz eröffnet die Aussprache. 
 
Wortmeldungen ergeben sich keine. 
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Die Synode stimmt dem Antrag mehrheitlich bei 36 Ja-Stimmen, einer Nein-Stimme und drei 
Enthaltungen zu. 
 
 
Punkt 08 der Tagesordnung: Fragestunde 
 
a) Schriftliche Fragen 
 
Schriftliche Fragen liegen nicht vor. 
 
b) Mündliche Fragen 
 
Die Frage der Synodalen Becker zum Thema Stellungnahmen der Presbyterien wird von 
Oberkirchenrätin Wilhelm beantwortet. 
 
Eine Zusatzfrage der Synodalen Becker erfolgt nicht. 
 
Eine Zusatzfrage aus dem Plenum zur Frage in welcher Weise die KI bei der Auswertung der 
Stellungnahmen eingesetzt wird, wird von Oberkirchenrätin Wilhelm beantwortet. 
 
Eine weitere Zusatzfrage aus dem Plenum erfolgt nicht. 
 
Die Frage der Synodalen Urban zum Thema in welcher Weise die Stellungnahmen zum 
Transformationsprozess ausgewertet werden, wird von Oberkirchenrätin Wilhelm beantwortet. 
 
Eine Zusatzfrage der Synodalen Urban erfolgt nicht. 
 
Eine Zusatzfrage aus dem Plenum erfolgt nicht. 
 
Die Frage der Synodalen Schöps zum Thema Bedeutung des Pfarramtes im Sinne der öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung im Rahmen des Transformationsprozesses wird 
von Oberkirchenrätin Wagner beantwortet. 
 
Eine Zusatzfrage der Synodalen Schöps erfolgt nicht. 
 
Eine Zusatzfrage aus dem Plenum erfolgt nicht. 
 
 
Synodaler Kuntz, ältestes Mitglied der Landessynode, spricht ein Schlusswort. 
 
 
Die 12. Tagung der Landessynode findet vom 26. bis 28. November 2026 im Technik-Museum 
Speyer statt. 
 
 
 
 
gez. gez. 
 
 
 
Urban Lorenz 
Die Schriftführerin Der Synodalpräsident 


